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Arbeitsrecht

ARBEITSRECHT

CORONA-PANDEMIE

Entgeltfortzahlung aufgrund einer SARS-CoV-2-Infektion  
und behördlicher Absonderungsanordnung
|  Eine SARS-CoV-2-Infektion stellt auch bei einem symptomlosen Verlauf eine Krankheit 
nach dem Entgeltfortzahlungsgesetz (hier: § 3 Abs. 1 EFZG) dar, die zur Arbeitsunfähigkeit 
führt. Voraussetzung: Es muss dem Arbeitnehmer infolge einer behördlichen Absonderungs-
anordnung rechtlich unmöglich sein, die geschuldete Tätigkeit beim Arbeitgeber zu erbringen 
und eine Erbringung in der häuslichen Umgebung nicht in Betracht kommen. So hat es das 
Bundesarbeitsgericht (BAG) entschieden.  |

Abzug vom Verdienst nach Covid-Erkrankung
Der Kläger ist als Produktionsmitarbeiter bei der Arbeitgeberin beschäftigt, einem Unterneh-
men der kunststoffverarbeitenden Industrie. Er hatte sich keiner Schutzimpfung gegen das  
Coronavirus unterzogen und wurde am 26.12.2021 positiv auf das Virus getestet. Für die Zeit vom 
27. bis zum 31.12.2021 wurde dem unter Husten, Schnupfen und Kopfschmerzen leidenden Klä-
ger eine ärztliche Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung (AU) ausgestellt. Für diese Zeit leistete die 
Arbeitgeberin Entgeltfortzahlung. Am 29.12.2021 erließ die Gemeinde N. eine Verfügung, nach 
der für den Kläger bis zum 12.1.2022 Isolierung (Quarantäne) in häuslicher Umgebung angeord-
net wurde. Für die Zeit vom 3. bis zum 12.1.2022 lehnte der Arzt die Ausstellung einer Folge-AU 
mit der Begründung ab, das positive Testergebnis und die Absonderungsanordnung würden 
zum Nachweis der Arbeitsunfähigkeit ausreichen. Mit der Verdienstabrechnung für Januar 2022 
nahm die Arbeitgeberin für diese Zeit vom Lohn des Klägers einen Abzug in Höhe von ca. 1.000 
Euro brutto vor. Mit seiner Klage hat der Arbeitnehmer Zahlung dieses Betrags verlangt. Das 
Arbeitsgericht (ArbG) hat die Klage abgewiesen. Das Landesarbeitsgericht (LAG) hat auf die 
Berufung des Arbeitnehmers das Urteil des ArbG geändert und die Arbeitgeberin verurteilt, zu 
zahlen.

Bundesarbeitsgericht gab Arbeitnehmer Recht
Die Revision der Arbeitgeberin blieb vor dem BAG ohne Erfolg. Das Berufungsgericht hat zutref-
fend erkannt, dass der Kläger aufgrund der SARS-CoV-2-Infektion durch Arbeitsunfähigkeit  
infolge Krankheit an seiner Arbeitsleistung verhindert war, ohne dass es darauf ankam, ob bei 
ihm durchgehend Symptome von COVID-19 vorlagen. Die SARS-CoV-2-Infektion stellt einen  
regelwidrigen Körperzustand und damit eine Krankheit dar, die zur Arbeitsunfähigkeit geführt 
hat.

Die Absonderungsanordnung ist keine eigenständige, parallele Ursache für Arbeitsunfähigkeit, 
vielmehr beruht das daraus resultierende Tätigkeitsverbot gerade auf der Infektion (Monokau-
salität). Diese ist die nicht hinwegzudenkende Ursache für die nachfolgende Absonderungsan-
ordnung. Aufgrund der SARS-CoV-2-Infektion war es dem Kläger rechtlich nicht möglich, die 
geschuldete Arbeitsleistung im Betrieb der Beklagten zu erbringen.

Es konnte auch nicht mit der gebotenen Sicherheit festgestellt werden, dass das Unterlassen 
der empfohlenen Corona-Schutzimpfung für die SARS-CoV-2-Infektion ursächlich war. Das  
Berufungsgericht hat hierbei zugunsten der Arbeitgeberin unterstellt, dass die Nichtvornahme 
der Schutzimpfungen einen groben Verstoß gegen das von einem verständigen Menschen zu 
erwartende Verhalten darstellte. Jedoch ließen die wöchentlichen Lageberichte des RKI und 
dessen Einschätzung der Impfeffektivität nicht den Schluss zu, dass Ende Dezember 2021 bzw. 
Anfang Januar 2022 die beim Kläger aufgetretene Corona-Infektion durch die Inanspruchnahme 
der Schutzimpfung hätte verhindert werden können.
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Arbeitsrecht

FEHLVERHALTEN

Abmahnungen müssen konkret genug sein
|  In einem Fall vor dem Arbeitsgericht (ArbG) Düsseldorf ging es im Wesentlichen um angeb-
lich unangemessene Äußerungen des Arbeitnehmers gegenüber Kollegen über Mitarbeitern. 
Die daraufhin vom Arbeitgeber ausgesprochene Abmahnung hatte keinen Bestand, weil sie zu 
unbestimmt war.  |

Das war geschehen
Der Arbeitnehmer hatte die Äußerungen bestritten. Auf seine Frage im Personalgespräch,  
weshalb keine Namen derjenigen Arbeitnehmer genannt würden, die die Vorwürfe an die Per-
sonalbetreuung herangetragen hätten, äußerte die Personalreferentin, dass die Arbeitnehmer 
eingeschüchtert seien und sich lediglich vertraulich an die Vorgesetzten sowie die Personalbe-
treuung gewandt hätten. Auch in der Abmahnung selbst erfolgte keine namentliche Nennung.

So sah es das Arbeitsgericht
Das ArbG stellte klar: Dieser Vorgang reicht nicht für eine Abmahnung. Es könne dahingestellt 
bleiben, ob der Arbeitnehmer sich tatsächlich in der ihm vorgeworfenen Art und Weise verhal-
ten habe. Die Abmahnung sei inhaltlich zu unbestimmt. Die „anderen Mitarbeiter“, gegenüber 
denen er die Äußerungen getätigt haben soll, würden in der Abmahnung nicht benannt, obwohl 
sie dem Arbeitgeber im Zeitpunkt der Abmahnung unstreitig bekannt gewesen seien. Da sich 
die Anforderungen an die Konkretisierung der in der Abmahnung enthaltenen Rüge an dem 
orientierten, was der Arbeitgeber wissen könne, sei die Abmahnung nicht hinreichend konkret.

Für den Arbeitnehmer als Adressat der Abmahnung diene die konkrete Nennung der Namen 
der Zeugen auch dazu, zu überprüfen, ob die Abmahnung inhaltlich richtig sei oder nicht; pau-
schale Vorwürfe ohne die Nennung der Zeugen würden diese Anforderung nicht erfüllen. Der 
Arbeitgeber sei auch nicht berechtigt, zum Schutz der Zeugen die Namen in der Abmahnung 
nicht zu nennen. Hierdurch könne zwar ein Konflikt zwischen dem Arbeitnehmer und den Zeu-
gen im Hinblick auf den Wahrheitsgehalt der Vorwürfe entstehen. Einen solchen Konflikt müsse 
ein Arbeitgeber, der den Aussagen der Zeugen im Hinblick auf ein angebliches Fehlverhalten 
eines Arbeitnehmers vertraue, allerdings hinnehmen. Es sei auch nicht ersichtlich, welche kon-
krete Gefahr den Zeugen durch ihre Nennung in der Abmahnung drohe.

QUELLE  |  ArbG Düsseldorf, Urteil vom 12.1.2024, 7 Ca 1347/23, Abruf-Nr. 240429 unter www.iww.de

Der Arbeitnehmerin stand ein Leistungsverweigerungsrecht wegen nicht vorgelegter Arbeits-
unfähigkeitsbescheinigung nicht zu. Das LAG hatte richtig erkannt, dass der Kläger der Beklag-
ten durch Vorlage der Ordnungsverfügung der Gemeinde N. in anderer, geeigneter Weise nach-
gewiesen hat, infolge seiner Corona-Infektion objektiv an der Erbringung seiner Arbeitsleistung 
verhindert zu sein.

QUELLE  |  BAG, Urteil vom 20.3.2024, 5 AZR 234/23, PM 8/24

GLEICHBEHANDLUNG

Keine Diskriminierung Schwerbehinderter  
bei Nichteinstellung aus gesundheitlichen Gründen
|  Widerruft ein Arbeitgeber im Öffentlichen Dienst seine Einstellungszusage aufgrund eines 
ärztlichen Attests, ist dies keine Diskriminierung aufgrund einer Schwerbehinderung. So ent-
schied es das Arbeitsgericht (ArbG) Siegburg.  |
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Arbeitsrecht

BETRIEBSRATSVORSITZENDER

Kündigungsrecht: Folgen bei Lügen im Prozess
|  Behauptet der Betriebsratsvorsitzende in einem gerichtlichen Verfahren vorsätzlich oder 
leichtfertig falsche Tatsachen, deren Unhaltbarkeit auf der Hand liegt, kann dies an sich ein 
wichtiger Grund zur außerordentlichen Kündigung sein. So entschied es das Landesarbeits-
gericht (LAG) Düsseldorf.  |

Falsche Erklärung im Arbeitsgerichtsprozess abgegeben
Das LAG weiter: Gibt der Betriebsratsvorsitzende im arbeitsgerichtlichen Beschlussverfahren 
eine falsche Erklärung ab, ist jedoch auf der Ebene der Interessenabwägung zu berücksichti-
gen, dass bei einem Zusammentreffen von amts- und arbeitsrechtlicher Pflichtverletzung ein 
besonders strenger Maßstab anzulegen ist, soweit das Betriebsratsmitglied gerade durch die 
Amtsausübung in Konflikt mit seinen arbeitsvertraglichen Pflichten geraten ist.

Hier Außerordentliche Kündigung nicht möglich
Im Fall vor dem LAG ging es um den Vorwurf eines lediglich „angedeuteten Kopplungsge-
schäfts“. Dies rechtfertigt nach Ansicht des LAG von vornherein keine außerordentliche Kündi-
gung des Arbeitsverhältnisses mit einem Betriebsratsvorsitzenden, wenn die entsprechende 
Interpretation des ArbG zu einer Äußerung des Betriebsratsvorsitzenden spekulativ bleibt, auch 
andere Auslegungsergebnisse ebenso gut vertretbar wären und der ArbG sich nicht einmal die 
Mühe gibt, schlicht nachzufragen und nachzuhaken, um den genauen Erklärungswillen hinter 
einer objektiv offen gehaltenen Äußerung in Erfahrung zu bringen.

QUELLE  |  LAG Düsseldorf, Beschluss vom 22.8.2023, 3 TaBV 10/23, Abruf-Nr. 239797 unter www.iww.de

Einstellungszusage widerrufen
Der an Diabetes erkrankte, schwerbehinderte Kläger bewarb sich unter Hinweis auf seine 
Schwerbehinderung im Januar 2023 auf eine von der beklagten Stadt ausgeschriebene Ausbil-
dungsstelle als Straßenwärter. Er erhielt eine Einstellungszusage vorbehaltlich einer noch 
durchzuführenden ärztlichen Untersuchung. Der Arzt kam zu dem Ergebnis, dass der Kläger 
wegen seiner Diabetes-Erkrankung nicht für die vorgesehene Ausbildungsstelle geeignet sei. 
Die Einstellungszusage wurde daraufhin zurückgenommen. Der Kläger erhob Klage auf Ent-
schädigung wegen einer aus seiner Sicht erfolgten Diskriminierung als schwerbehinderter 
Mensch.

Kein Verstoß gegen geltendes Recht 
Das ArbG wies die Klage ab. Eine diskriminierende Handlung und ein Verstoß gegen das Allge-
meine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) seien nicht erkennbar.

Der Kläger sei von der Beklagten wegen seiner Behinderung nicht schlechter behandelt worden 
als vergleichbare nichtbehinderte Bewerber. Die Stadt habe bei der Entscheidung, den Kläger 
nicht einzustellen, nicht auf seine Behinderung abgestellt. Vielmehr habe man den Kläger  
ungeachtet seiner Behinderung gerade einstellen wollen und ihm demgemäß eine Einstel-
lungszusage erteilt, diese jedoch vom Ergebnis einer gesundheitlichen Eignungsuntersuchung 
bzw. seiner Eignung abhängig gemacht.

Diese gesundheitliche Eignung sei dann von dem von ihr beauftragten Arzt verneint worden. 
Daraufhin habe die Beklagte unter Berufung auf den zum Ausdruck gekommenen Vorbehalt 
ihre Einstellungszusage zurückgezogen.

QUELLE  |  ArbG Siegburg, Urteil vom 20.3.2024, 3 Ca 1654/23, PM 1/24
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Baurecht

BAURECHT

UNWIRKSAMKEIT

AGB dürfen Bauhandwerkersicherungshypothek  
nicht erschweren
|  Regelt der Auftraggeber in seinen Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) Erschwernis-
se, um von ihm eine Bauhandwerkersicherungshypothek zu verlangen, ist dies unwirksam. 
So sieht es das Landgericht (LG) Berlin.  |

Anspruch nur bei Verzug?
Der Auftraggeber hatte einen Planer für Technische Gebäudeausrüstung mit Leistungen über 
knapp 4,7 Mio. Euro beauftragt. In seinen AGB hieß es u. a.: „Einen Anspruch aus § 650e BGB 
kann der Auftragnehmer nur geltend machen, wenn sich der Auftraggeber in Verzug befindet 

ARCHITEKTENVERTRAG

Verbraucher nicht belehrt:  
Planer kann nur Basishonorarsatz abrechnen
|  Wer mit Verbrauchern einen Architektenvertrag schließt, muss zum einen vermeiden, dass 
diese ihr Widerrufsrecht nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch (hier:  § 312b BGB) ausüben. 
Zum anderen ist die neue Belehrungspflicht der Honorarordnung für Architekten und Ingeni-
eure (hier: § 7 Abs. 2 HOAI 2021) zu beachten. Sonst kann der Architekt maximal das Honorar 
nach den Basishonorarsätzen der HOAI abrechnen. Dies gilt, selbst wenn die Parteien etwas 
anderes vereinbart haben. Das entschied das Oberlandesgericht (OLG) Köln.  |

Das sagt die HOAI zur Form und zum Fehlen einer Vereinbarung
§ 7 HOAI sagt, dass sich das (Architekten-)Honorar nach der Vereinbarung richtet, die die Ver-
tragsparteien in Textform treffen. Sofern keine Vereinbarung über die Höhe des Honorars in 
Textform getroffen wurde, gilt für Grundleistungen der jeweilige Basishonorarsatz als verein-
bart.

Das sagt die HOAI zur Aufklärungspflicht des Architekten
Außerdem schreibt die Norm vor, dass der Auftragnehmer, also der Architekt, den Auftraggeber, 
falls dieser Verbraucher ist, vor Abgabe von dessen verbindlicher Vertragserklärung zur Hono-
rarvereinbarung in Textform darauf hinweisen muss, dass ein höheres oder niedrigeres  
Honorar als die in den Honorartafeln dieser Verordnung enthaltenen Werte vereinbart werden 
kann. Folge: Ohne diese (rechtzeitige) Belehrung gilt für die zwischen den Vertragsparteien 
vereinbarten Grundleistungen anstelle eines höheren Honorars ein Honorar in Höhe des jewei-
ligen Basishonorarsatzes als vereinbart.

Diese Konsequenzen zog das Oberlandesgericht
Im Fall des OLG gab es diese Aufklärung nicht. Das OLG: Die Aufklärungspflicht gilt auch, wenn 
ein Zeit- oder Pauschalhonorar vereinbart worden ist. Ohne Belehrung kann der Planer nur den 
Basishonorarsatz abrechnen.

QUELLE  |  OLG Köln, Urteil vom 8.4.2024, 11 U 215/22, Abruf-Nr. 241024 unter www.iww.de
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Baurecht

STRENGE FÖRDERRICHTLINIEN

„Vorzeitiger Maßnahmenbeginn“ beim Bauen  
mit Fördermitteln
|  Ein (fördermittelschädlicher) vorzeitiger Maßnahmenbeginn liegt vor, wenn die einschlägige 
Förderrichtlinie eine klare Linie bei der Leistungsphase 6 zieht und der Mittelempfänger dar-
über informiert wurde, dass er eingeschaltete Planer vor Erhalt der Förderzusage nur mit 
Planungs- und Vorbereitungsleistungen bis einschließlich Leistungsphase 6 beauftragen soll. 
Das hat das Verwaltungsgericht (VG) Magdeburg entschieden.  |

Bauherr verlor Förderung
Das Urteil war für den Bauherrn besonders „bitter“. Denn er verlor die gesamte Förderung in 
Höhe von 240.000 Euro, weil er den Planer entgegen den Förderbestimmungen schon mit klei-
nen Leistungen der Leistungsphase 7 beauftragt hatte.

Bauherren informieren!
Konsequenz aus dem Urteil ist u. a.: Planer sollten Bauherren stets darüber informieren, wie 
streng Fördermittelgeber darauf achten, dass Förderbestimmungen eingehalten werden.
 
QUELLE  |  VG Magdeburg, Urteil vom 25.3.2024, 3 A 155/21, Abruf-Nr. 241400 unter www.iww.de

und die angemahnte Zahlung trotz Nachfristsetzung innerhalb von zwei Wochen nicht fristge-
mäß leistet. Die Geltendmachung des Anspruchs aus § 650e BGB setzt ferner voraus, dass der 
Auftragnehmer bei Nachfristsetzung oder danach dies mit einer Frist von drei Wochen ange-
kündigt hat.“

Nachdem mehrere Rechnungen nicht bezahlt worden waren, verlangte der Planer erst eine 
Sicherheit nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch (§ 650f BGB, Bauhandwerkersicherung). Die 
brachte der Auftraggeber nicht bei. Daher beantragte der Planer ohne erneute Fristsetzung im 
Wege der einstweiligen Verfügung die Eintragung einer Vormerkung im Grundbuch zur Siche-
rung des Anspruchs nach § 650e BGB (Sicherungshypothek an dem Baugrundstück) i. H. v. ca. 
340.000 Euro. Der Auftraggeber berief sich auf seine o. g. AGB-Klausel und wollte nicht leisten.

Landgericht gab Planer Recht
Die Klausel im Vertrag war unwirksam, denn sie benachteiligte den Planer als Vertragspartner 
des Verwenders entgegen den Geboten von Treu und Glauben unangemessen. Sie war mit den 
wesentlichen Grundgedanken des § 650e BGB nicht vereinbar.

Der Anspruch auf Vormerkung einer Sicherungshypothek soll den vorleistungspflichtigen  
Unternehmer schützen und gewährt ihm hierzu einen im Eilverfahren zügig durchsetzbaren 
Anspruch. Diesen Grundgedanken stehen die mit den AGB aufgestellten Anforderungen, Verzug 
nach Fristsetzung und weitere Ankündigungsfrist, entgegen. Vor allem könnte der Auftraggeber 
ansonsten versuchen, bis zum Abschluss eines zuvor angekündigten einstweiligen Verfügungs-
verfahrens einen Eigentumswechsel herbeizuführen. Das könnte den Anspruch des Unterneh-
mens vereiteln.

QUELLE  |  LG Berlin, Urteil vom 6.7.2023, 19 O 101/23, Abruf-Nr. 237171 unter www.iww.de
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FAMILIEN- UND ERBRECHT

BUNDESVERFASSUNGSGERICHT

Vorschriften über die Vaterschaftsanfechtung  
durch leibliche Väter nicht mit Grundgesetz vereinbar
|  Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat entschieden: Die gesetzliche Regelung über 
das Recht des leiblichen Vaters, die rechtliche Vaterschaft eines anderen Mannes für sein 
Kind anzufechten, ist mit dem Grundgesetz (GG) nicht vereinbar.  |

Das war geschehen
Der feststehend leibliche Vater eines 2020 nichtehelich geborenen Kindes führte mit der Mutter 
des Kindes eine Beziehung und lebte mit ihr in einem Haushalt. Nach der Trennung der Mutter 
von ihm hatte der Vater weiter Umgang mit seinem Kind. Die Mutter ging eine neue Beziehung 
ein. Nachdem der Vater einen Antrag auf Feststellung seiner Vaterschaft gestellt hatte, erkann-
te der neue Partner der Mutter die Vaterschaft für das Kind mit ihrer Zustimmung an und ist so 
dessen rechtlicher Vater geworden.

Zuletzt hatte das Oberlandesgericht (OLG) den Antrag des leiblichen Vaters darauf, festzustel-
len, dass er – und nicht der rechtliche Vater – Vater des Kindes sei, als unbegründet abgewie-
sen. Die Vaterschaftsanfechtung des leiblichen Vaters scheitere an der inzwischen bestehenden 
sozial-familiären Beziehung des neuen Partners der Mutter und rechtlichen Vaters zum Kind.

Der leibliche Vater erhob daher Verfassungsbeschwerde. Er rügte, dass sein Elternrecht nach 
dem GG (hier: Art. 6 Abs. 2 S. 1 GG) verletzt sei. Vorschriften des BGB (hier: § 1600 Abs. 2 und 3 
BGB), so wie das OLG es anwende, mache es ihm als leiblichem Vater unmöglich, die rechtliche 
Vaterschaft für das Kind zu erlangen.

So sah es das Bundesverfassungsgericht 
Die o. g. Regelung des BGB ist mit dem GG nicht vereinbar, so das BVerfG. Das Elterngrundrecht 
bedarf einer Ausgestaltung durch den Gesetzgeber. Er kann dabei – abweichend vom bisherigen 
Recht im BGB – die rechtliche Elternschaft des leiblichen Vaters neben der Mutter und dem 
rechtlichen Vater vorsehen. Hält der Gesetzgeber dagegen an einer Beschränkung der rechtli-
chen Elternschaft auf zwei Elternteile fest, muss zugunsten des leiblichen Vaters ein hinrei-
chend effektives Verfahren zur Verfügung stehen, das ihm ermöglicht, anstelle des bisherigen 
rechtlichen Vaters selbst rechtlicher Vater seines Kindes zu werden.

Letzterem genügt das bisherige Recht vor allem deshalb nicht, weil es nicht erlaubt, eine beste-
hende oder vormalige sozial-familiäre Beziehung zwischen dem Kind und seinem leiblichen 
Vater sowie dessen bisherige Bemühungen um die rechtliche Vaterschaft zu berücksichtigen.

Das BVerfG: Die für mit dem GG unvereinbare o. g. Vorschrift des BGB über die Vaterschaftsan-
fechtung bleibt bis zu einer Neuregelung durch den Gesetzgeber, längstens bis zum 30.6.2025, 
in Kraft.

QUELLE  |  BVerfG, Urteil vom 9.4.2024, 1 BvR 2017/21, PM 35/24
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Familien- und Erbrecht

EHESCHEIDUNG

Getrenntleben der Eheleute trotz gemeinsamer Wohnung 
möglich
|  Die Annahme der Trennung der Eheleute erfordert ein der räumlichen Situation entspre-
chendes Höchstmaß der Trennung. Verbleibende Gemeinsamkeiten in Form gemeinsamer 
Mahlzeiten, der Vornahme von Erledigungen und Einkäufen für den anderen stehen der Tren-
nung nicht entgegen, wenn sie sich als unwesentlich darstellen. Dies gilt auch für einen 
freundschaftlichen, anständigen und vernünftigen Umgang der Ehegatten miteinander, insbe-
sondere, wenn gemeinsame Kinder im Haushalt leben. So sieht es das Oberlandesgericht 
(OLG) Frankfurt am Main.  |

Eheleute verlangen wechselseitig Auskunft über ihr Vermögen
Die Eheleute haben drei noch minderjährige Kinder und wohnten gemeinsam mit ihnen in  
einem Haus. Sie stellten wechselseitige Anträge auf Auskunft über das Vermögen zum Zeit-
punkt der Trennung. Das Amtsgericht (AG) hatte der Auskunftspflicht den vom Ehemann be-
nannten späteren Trennungszeitpunkt zugrunde gelegt. Die hiergegen gerichtete Beschwerde 
der Ehefrau hatte vor dem OLG Erfolg.

Lebten die Eheleute getrennt?
Die Trennung sei für den Zeitpunkt festzustellen, zu dem (objektiv) zwischen den Eheleuten 
keine häusliche Gemeinschaft mehr bestehe und (subjektiv) zumindest ein Ehegatte diese  
Gemeinschaft auch nicht mehr herstellen wolle, da er sie ablehne, erläuterte das OLG. Dabei sei 
nicht erforderlich, dass ein Ehegatte aus der ehelichen Wohnung ausziehe. Ausreichend sei, 
wenn die Ehegatten innerhalb der ehelichen Wohnung getrennt lebten. Es bedürfe keiner „voll-
kommenen Trennung“, sondern nur ein „der räumlichen Situation entsprechendes Höchstmaß 
der Trennung“.

Dazu gehöre das nach außen erkennbare getrennte Wohnen und Schlafen, dass die Eheleute 
keinen gemeinsamen Haushalt mehr führten und keine wesentlichen persönlichen Beziehun-
gen mehr bestünden. Verbleibende Gemeinsamkeiten müssten sich in der Gesamtbetrachtung 
als unwesentlich für das eheliche Zusammenleben darstellen. Vereinzelt bleibende Versor-
gungsleistungen bzw. Handreichungen der Ehegatten füreinander ohne besondere Intensität 
oder Regelmäßigkeit stünden demnach der Annahme der Trennung nicht entgegen. 

Verpflichtung zum Wohl der Kinder
Ein „freundschaftlicher, anständiger und vernünftiger Umgang der Ehegatten miteinander“ ste-
he der Trennungsannahme insbesondere dann nicht entgegen, wenn gemeinsame Kinder im 
Haushalt lebten. „Denn auch nach der Trennung bleiben die Ehegatten über die Elternschaft 
miteinander verbunden und sind zum Wohl ihrer Kinder zum Wohlverhalten verpflichtet“, sagte 
das OLG. Da die Trennungsverarbeitung durch die Kinder häufig maßgeblich vom Umgang der 
Ehegatten miteinander geprägt werde, stünden ein „höfliches Miteinander und gemeinsame 
Mahlzeiten mit den Kindern der Annahme eines Getrenntlebens nicht entgegen“, so das  
Gericht.

Trennungsvoraussetzungen erfüllt
Hier seien die objektiven und subjektiven Voraussetzungen der Trennung erfüllt gewesen, seit-
dem die Antragstellerin dem Antragsgegner ihren Willen, die häusliche Gemeinschaft nicht 
mehr herstellen zu wollen, weil sie diese ablehnt, per Mail eindeutig mitgeteilt habe. Der  
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Trotz Depressionen und Alkoholmissbrauch testierfähig?
|  Das Brandenburgische Oberlandesgericht (OLG) hat sich mit dem Einwand der Testierunfä-
higkeit eines an Depressionen und Alkoholsucht leidenden Erblassers zu befassen, der sich 
das Leben nahm.  |

Erblasser litt an Persönlichkeitsstörung
Der Erblasser litt an einer psychiatrisch relevanten Persönlichkeitsstörung in Form einer affek-
tiven Störung mit sowohl depressiven als auch manischen Phasen (bipolare Störung) sowie  
einem Alkoholproblem. Mit eigenhändigem Testament verfügte er, dass seine Ziehtochter sei-
nen gesamten Besitz erben solle. In zwei Abschiedsbriefen begründete er seine Entscheidung 
zu dem Suizid und tat im Übrigen kund, dass er alle Erbschaftsangelegenheiten regeln wolle.

Die Ziehtochter beantragte einen Erbschein, der ihre Stellung als Alleinerbin ausweisen sollte. 
Diesem Antrag trat die Schwester des Erblassers mit der Begründung entgegen, der Erblasser 
sei aufgrund seiner psychischen Erkrankungen testierunfähig gewesen. Nach Einholen eines 
Sachverständigengutachtens zum Einwand der Testierunfähigkeit hat das Nachlassgericht  
einen Feststellungsbeschluss erlassen. Gegen diese Entscheidung wandte sich die Schwester 
mit der Beschwerde, der das Nachlassgericht nicht abgeholfen und die Sache dem OLG zur 
Entscheidung vorgelegt hat.

So entschied das Oberlandesgericht
Das OLG hat die Beschwerde zurückgewiesen. Es hat dies im Wesentlichen wie folgt begründet: 
Eine Testierunfähigkeit habe das Sachverständigengutachten nicht bestätigen können. Zwar  
habe der Erblasser an den genannten Erkrankungen und an weiteren körperlichen Einschrän-
kungen gelitten, die die Sachverständigen bestätigten. Diese genannten Gründe allerdings lie-
ßen für sich allein keinen zwingenden Schluss auf das Vorliegen der Testierunfähigkeit zu.

Nur dann, wenn die gesundheitlichen Einschränkungen eine Geisteskrankheit oder erhebliche 
Geistesschwäche verursachen, die die freie Willensbestimmung ausschlössen oder zu einer 
solch starken Bewusstseinsstörung führten, liege auch eine Testierunfähigkeit vor. Dies sei vor-
liegend nicht der Fall.

QUELLE  |  Brandenburgisches OLG, Beschluss vom 19.3.2024, 3 W 28/24, Abruf-Nr. 241112 unter www.iww.de

Ehemann habe zu diesem Zeitpunkt innerhalb des gemeinsamen Hauses eine „Schlafstätte 
nebst Badezimmer im Keller“ genutzt. Eine persönliche Beziehung zwischen den Ehegatten 
habe seitdem nicht mehr bestanden. Die vereinzelten Einkäufe und Erledigungen seien im  
Gesamtbild unwesentlich gewesen und hätten „in der vereinzelt gebliebenen Situation noch der 
allgemeinen Höflichkeit und Hilfsbereitschaft (entsprochen), wie sie auch außerhalb ehelichen 
Zusammenlebens [...] aus gesellschaftlichem Anstand jedenfalls nicht ungewöhnlich sind“,  
begründete das OLG.

Die Entscheidung ist nicht anfechtbar.

QUELLE  |  OLG Frankfurt am Main, Beschluss vom 28.3.2024, 1 UF 160/23, PM 19/24
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Beschlüsse der Wohnungseigentümer zur Änderung  
der Kostentragung für Erhaltungsmaßnahmen
|  Der Bundesgerichtshof (BGH) hat auf der Grundlage des im Jahr 2020 reformierten Woh-
nungseigentumsrechts in zwei Verfahren über die Voraussetzungen entschieden, unter denen 
die Wohnungseigentümer für Erhaltungsmaßnahmen am Gemeinschaftseigentum eine von 
der bisherigen Kostenverteilung abweichende Kostentragung zulasten einzelner Wohnungs-
eigentümer beschließen können.  |

Verfahren 1: Das war geschehen
Der Kläger ist Mitglied der beklagten Gemeinschaft der Wohnungseigentümer und Teileigentü-
mer von vier sog. Doppelparkern. Aufgrund eines Defekts der (im gemeinschaftlichen Eigentum 
stehenden) Hebeanlage kann in den Doppelparkern nur jeweils ein Fahrzeug abgestellt werden. 
Im Juni 2021 beschlossen die Wohnungseigentümer eine Änderung der Kostenverteilung, nach 
der die Kosten für eine Sanierung und Reparatur der im gemeinschaftlichen Eigentum stehen-
den Teile der Doppelparker nicht mehr wie bisher von allen Wohnungseigentümern, sondern 
ausschließlich von den Teileigentümern der insgesamt zwanzig Doppelparker gemeinschaftlich 
zu tragen sind. Gegen diesen Beschluss wandte sich der Kläger mit der Anfechtungsklage, die 
in den Vorinstanzen erfolglos geblieben ist. Der BGH hat seine Revision zurückgewiesen.

Verfahren 1: So sieht es der Bundesgerichtshof
Der Beschluss über die Verteilung der für die Doppelparker anfallenden Kosten ist weder nich-
tig noch anfechtbar. Die Eigentümer haben die Kompetenz, für einzelne Kosten oder bestimmte 
Arten von Kosten eine von dem gesetzlichen Verteilungsschlüssel oder von einer Vereinbarung 
abweichende Verteilung zu beschließen. Das gilt auch, wenn dadurch der Kreis der Kosten-
schuldner verändert wird, indem Wohnungseigentümer von der Kostentragung gänzlich befreit 
oder umgekehrt erstmals mit Kosten belastet werden. Dieses im Vergleich zur vorherigen 
Rechtslage weite Verständnis ergibt sich aus dem Gesetzeswortlaut und steht mit dem gesetz-
geberischen Ziel der Regelung in Einklang.

Der Beschluss entspricht auch ordnungsmäßiger Verwaltung. Den Wohnungseigentümern ist 
bei Änderungen des Umlageschlüssels aufgrund des Selbstorganisationsrechts der Gemein-
schaft ein weiter Gestaltungsspielraum eingeräumt. Beschließen die Eigentümer für einzelne 
Kosten oder bestimmte Arten von Kosten der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer eine  
Änderung der bisherigen Verteilung, dürfen sie – wie schon nach der alten Rechtslage – jeden 
Maßstab wählen, der den Interessen der Gemeinschaft und der einzelnen Wohnungseigentü-
mer angemessen ist und nicht zu einer ungerechtfertigten Benachteiligung Einzelner führt. 
Werden Kosten von Erhaltungsmaßnahmen, die nach dem zuvor geltenden Verteilungsschlüs-
sel von allen Wohnungseigentümern zu tragen sind, durch Beschluss einzelnen Wohnungsei-
gentümern auferlegt, entspricht dies – wie schon nach § 16 Abs. 4 WEG alte Fassung – jedenfalls 
dann ordnungsmäßiger Verwaltung, wenn die beschlossene Kostenverteilung den Gebrauch 
oder die Möglichkeit des Gebrauchs berücksichtigt. Daran gemessen ist der Beschluss nicht zu 
beanstanden. Durch die getroffene Regelung werden nur die Teileigentümer der Doppelparker 
mit Kosten belastet, die – im Gegensatz zu den übrigen Wohnungseigentümern – auch einen 
Nutzen aus der Erhaltung des Gemeinschaftseigentums an den Doppelparkern ziehen und  
denen die Erhaltung des Gemeinschaftseigentums wirtschaftlich zugutekommt. Auch das 
Rückwirkungsverbot gebietet hier keine andere Beurteilung. Denn bei typisierender Betrach-
tung konnten die Teileigentümer nicht darauf vertrauen, dass die gesetzlichen Öffnungsklau-
seln dauerhaft unverändert bleiben und die Mehrheitsmacht nicht erweitert wird. Vielmehr 
muss mit Änderungen gesetzlicher Rahmenbedingungen grundsätzlich gerechnet werden.
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Verfahren 2: Das war geschehen 
Der Kläger war Mitglied der beklagten Wohnungseigentümergemeinschaft und Eigentümer  
einer Wohnung im Dachgeschoss. In einer Eigentümerversammlung im August 2021 fassten die 
Eigentümer den Beschluss, die (im gemeinschaftlichen Eigentum stehenden) defekten Dachflä-
chenfenster im Bereich des Sondereigentums des Klägers auszutauschen und dazu eine Fach-
firma zu beauftragen. Weiter beschlossen sie, dass der Kläger – abweichend von der bisherigen 
Regelung – die Kosten des Fensteraustauschs allein tragen solle. Seine Anfechtungsklage ist in 
beiden Vorinstanzen erfolglos geblieben. Der BGH hat die Revision zurückgewiesen.

Verfahren 2: So sieht es der Bundesgerichtshof
Der Beschluss, für den die Beschlusskompetenz bestand, entspricht ordnungsmäßiger Verwal-
tung. Er berücksichtigt im Hinblick auf die allein im Bereich des Sondereigentums des Klägers 
befindlichen Dachflächenfenster die Gebrauchsmöglichkeit des Klägers. Entgegen der Ansicht 
der Revision entspricht der Beschluss auch insoweit ordnungsmäßiger Verwaltung, als die 
Wohnungseigentümer allein über die Kostentragung für den Austausch der Dachflächenfenster 
im Bereich des Sondereigentums des Klägers entschieden haben, ohne zugleich eine Regelung 
für die Behandlung künftiger gleich gelagerter Fälle zu treffen. Ob die sog. „Maßstabskontinui-
tät“ nach der Neufassung des Wohnungseigentumsrechts schon bei dem ersten Beschluss über 
die Kosten einer einzelnen Erhaltungsmaßnahme berücksichtigt werden muss, war umstritten.

Der BGH hat dies verneint und nun entschieden, dass dann, wenn die Eigentümer eine Ände-
rung der Kostenverteilung für eine einzelne Erhaltungsmaßnahme beschließen, nicht zugleich 
eine entsprechende Regelung für alle künftigen gleich gelagerten Fälle beschlossen werden 
muss. Ob und in welcher Art und Weise in Folgebeschlüssen die zuvor für eine einzelne Instand-
setzungsmaßnahme beschlossene Änderung der Kostenverteilung zu berücksichtigen ist, kann 
nämlich nicht hypothetisch für künftige Fälle beurteilt werden, sondern nur für eine konkrete 
Maßnahme oder einen bereits gefassten, konkreten Beschluss.

QUELLE  |  BGH, Urteile vom 22.3.2024, V ZR 81/23 und V ZR 87/23, PM 69/24

FEHLVERHALTEN

Vermieterin mit Wasser übergossen: fristlose Kündigung
|  Das Amtsgericht (AG) Hanau hat entschieden: Einer Mieterin von Wohnraum darf fristlos 
gekündigt werden, wenn diese – gleich zweimal – die Vermieterin mit Wasser überschüttet.  |

Die Vermieterin hatte die Mieterin auf Räumung der Wohnung verklagt, weil diese sie zwei Mal 
mit Wasser übergossen habe. Unstreitig zwischen den Parteien war zwar, dass die Mieterin  
jeweils einen Eimer Wasser aus dem Fenster in den Hof gegossen hatte, als sich die Vermieterin 
in diesem befand. Die Mieterin hatte allerdings bestritten, die Vermieterin getroffen zu haben 
oder überhaupt treffen zu wollen.

Das AG sah die Kündigung als wirksam an. Denn der vernommene Zeuge bestätigte, dass die 
Vermieterin beide Male tatsächlich mit dem Wasser aus dem Eimer vollständig übergossen 
wurde. Diese sei, so der Zeuge, „klitschnass“ gewesen, wie bei einer „Ice-Bucket-Challenge“. 
Das rechtfertige eine fristlose Kündigung wegen Störung des Hausfriedens, so das AG. Selbst, 
wenn die Mieterin keine direkte Absicht gehabt habe, die Vermieterin zu treffen, habe sie dies 
angesichts der Situation jedoch zumindest billigend in Kauf genommen. Denn ihr Ziel lag schon 
nach dem eigenen Vortrag darin, die Vermieterin davon abzuhalten, ihr Fahrrad umzustellen. Es 
habe auch keiner vorherigen Abmahnung bedurft, zumal die Mieterin, wie sich aus der Beweis-
aufnahme ergab, bereits weitere derartige Aktionen angekündigt habe.

QUELLE  |  AG Hanau, Beschluss vom 19.2.2024, 34 C 92/23, PM vom 3.5.2024
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VERTRAGSSTORNIERUNG

Fünf Mal versehentlich verklickt?
|  Im Streit um Ansprüche auf Rückerstattung aus einem Reisevertrag wies das Amtsgericht 
(AG) München eine Klage auf Zahlung von rund 4.000 Euro ab.  |

Reise online storniert
Der Kläger hatte bei der Beklagten zum Preis von über 4.500 Euro eine neuntägige Reise für 
sich und seine Ehefrau im Juni 2023 nach Portugal gebucht. Im Anschluss stornierte der Kläger 
im Internet auf der Website der Beklagten die Reise. Die Beklagte buchte sodann vom Konto des 
Klägers Stornierungsgebühren in Höhe von rund 4.000 Euro ab. Der Kläger leitete daraufhin am 
selben Tag eine E-Mail an die Beklagte weiter, um die Stornierung rückgängig zu machen.

Der Kläger behauptete, er habe erst nach Buchung der Reise erfahren, dass neben dem Hotel 
eine Baustelle liege. Er habe sich zudem im Internet lediglich über eine Umbuchung informie-
ren wollen und habe unbeabsichtigt wegen der Unübersichtlichkeit der Homepage die Reise 
storniert. Er habe deswegen die abgegebene Willenserklärung zur Stornierung angefochten.

Die Beklagte trug vor, der Kläger habe keine genauen Angaben über die besagte Baustelle  
getroffen. Im Übrigen sei die Buchung wirksam storniert worden. Für die endgültige Stornie-
rung seien mehrere einzelne Schritte erforderlich gewesen. Eine unbeabsichtigte Kündigung 
sei im System unmöglich. Dem Reiseveranstalter sei durch den Rücktritt des Kunden hingegen 
ein Schaden entstanden.

So sieht es das Gericht
Das AG wies die Klage ab und begründete dies wie folgt: Der unstreitig zwischen den Parteien 
geschlossene Reisevertrag wurde vom Kläger wirksam storniert. Eine wirksame Anfechtung 
der Stornierung aufgrund eines Irrtums in der Erklärungshandlung ist nicht gegeben.

Ein Irrtum im Sinne des Bürgerlichen Gesetzbuchs (hier: § 119 BGB) ist das unbewusste Ausei-
nanderfallen von Willen und Erklärung. Es liegt (nach § 119 Abs. 1 2. Fall BGB) zudem ein Irrtum 
in der Erklärungshandlung vor, wenn schon der äußere Erklärungstatbestand nicht dem Willen 
des Erklärenden entspricht. Dies ist beispielsweise beim Versprechen, Verschreiben oder Ver-
greifen der Fall. Zwar gab der Kläger an, die Website der Beklagten sei für ihn unübersichtlich 
gewesen, da diverse Klicks erforderlich gewesen seien.

Fünfmaliges Verklicken unwahrscheinlich
Es kann grundsätzlich nach der allgemeinen Lebenserfahrung sein, dass man versehentlich 
einmalig etwas anklickt, was dem eigentlichen Willen nicht entspricht. Es erscheint jedoch  
lebensfremd, dass bei der Durchführung eines Vorgangs – wie hier der Buchungsstornierung – 
mit insgesamt fünf verschiedenen Schritten jedes Mal ein „Verklicken“, und damit ein Irrtum in 
der Erklärungshandlung vorgelegen haben soll.

Aus der vom Reiseveranstalter vorgelegten Anlage ergibt sich insoweit, dass der Reisende für 
eine endgültige Stornierung der Reise erst mehrere einzelne Schritte durchführen musste: Zur 
Auslösung des endgültigen Stornierungsvorgangs musste der Kläger insgesamt viermal aktiv 
per Mausklick bestätigen, dass er eine Stornierung wünsche.

Dabei musste er bei Schritt 1 zunächst angeben, aus welchem Grund er seine Reise stornieren 
wollte. Im Anschluss bei Schritt 2 musste der Kläger angeben, was genau er stornieren wollte. 
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Berechnung von Straßenreinigungsgebühren
|  Das Oberverwaltungsgericht (OVG) Lüneburg hat mit zwei Urteilen die Berufungen der Klä-
ger in zwei Verfahren gegen Straßenreinigungsgebührenbescheide der Hansestadt Lüneburg 
für das Jahr 2018 zurückgewiesen.  |

Die Hansestadt Lüneburg erhob bis Ende 2017 Straßenreinigungsgebühren nach dem sog. 
Frontmetermaßstab. Mit Wirkung zum 1.1.2018 stellte sie den Maßstab um und erhebt seitdem 
die Gebühren gemäß ihrer Straßenreinigungsgebührensatzung nach dem sog. Quadratwurzel-
maßstab. Bei diesem wird aus der Grundstücksfläche die Quadratwurzel gezogen. Damit wird 
gedanklich ein quadratisches Grundstück gebildet, von dem die Länge einer Seite der Gebüh-
renberechnung zugrunde gelegt wird.

Das OVG hat entschieden, dass der Quadratwurzelmaßstab ein rechtmäßiger Wahrscheinlich-
keitsmaßstab für die Bemessung der Straßenreinigungsgebühren ist. Der vormals von der Han-
sestadt Lüneburg angewandte Frontmetermaßstab sei gegenüber dem Quadratwurzelmaßstab 
nicht vorrangig anzuwenden.

Darüber hinaus hat das OVG auch die Bestimmungen in der Straßenreinigungsgebührensat-
zung über die Heranziehung von mehrfach anliegenden Grundstücken und von Hinterlieger-
grundstücken als rechtmäßig erachtet. Diese verstießen weder gegen den Bestimmtheits-
grundsatz oder den Gleichheitssatz noch gegen den Grundsatz der Vollständigkeit.

QUELLE  |  OVG Lüneburg, Urteile vom 24.4.2024, 9 LC 117/20 und 9 LC 138/20, PM vom 25.4.2024

Bei dem darauffolgenden Schritt 3 wurde der Kläger ausdrücklich darauf hingewiesen, dass 
beim Auswählen „Buchung stornieren“, die Stornierung durchgeführt, und im Namen des Rei-
senden eine Rückerstattung beantragt werde. Erst durch Anklicken dieses Feldes gelangte der 
Kläger zum letzten und 4. Schritt, wo nochmals um Bestätigung gebeten wurde, dass tatsäch-
lich mit der Stornierung fortzufahren sei.

Wirksame Stornierung und keine Umbuchung
Dass das Anklicken versehentlich geschah, und nicht dem Willen des Reisenden entsprach, war 
für das AG nicht nachvollziehbar. Ein Irrtum in der Erklärungshandlung durch Vertippen sah das 
AG nicht gegeben. Es sei vielmehr davon auszugehen, dass dem Reisenden bewusst gewesen 
sein muss, dass er bei Durchführung des gesamten Buchungsvorgangs eine endgültige Stor-
nierung vornahm – und nicht bloß, wie von ihm vorgegeben – eine Umbuchung. Der unstreitig 
zwischen den Parteien geschlossene Reisevertrag wurde somit wirksam storniert.

Verlust von 4.000 Euro
Die Beklagte war zudem berechtigt, aufgrund des Rücktritts vom Vertrag durch den Kläger vor 
Reisebeginn einen Betrag in Höhe von rund 4.000 Euro als angemessene Entschädigung zu 
verlangen.

Das AG hob hervor: Die pauschale Behauptung des Reisenden, es habe neben dem Hotel eine 
Baustelle gegeben, führt nicht zu einer vertraglichen Pflicht des Reiseveranstalters, alternative 
Lösungen anbieten zu müssen.

QUELLE  |  AG München, Urteil vom 18.4.2024, 275 C 20050/23, PM 15/24
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Reiserücktrittsversicherung muss zahlen, wenn sich  
Schürfwunde nach Versicherungsabschluss ausweitet
|  Reiserücktrittsversicherungen für den Krankheitsfall sichern regelmäßig nur solche  
Erkrankungen ab, die bei Vertragsschluss nicht bereits bekannt oder zu erwarten waren. Wer 
vor dem Abschluss der Reiserücktrittsversicherung eine Schürfwunde am Knöchel infolge 
eines Leitersturzes erlitten hatte, verliert seinen Versicherungsschutz nicht, wenn sich die 
Schürfwunde anschließend infiziert und ein Geschwür (Ulkus) hervorruft. Das hat das Schles-
wig-Holsteinische Oberlandesgericht (OLG) entschieden.  |

Das war geschehen
Das OLG musste über die Berufung gegen ein Urteil des Landgerichts (LG) Itzehoe entscheiden. 
Der Kläger hatte für sich, seine Ehefrau und seinen Sohn im November 2019 eine Reise nach 
Kuba für Februar 2020 gebucht. Nur wenige Tage später stürzte die Frau des Klägers von der 
Leiter und zog sich hierbei u. a. eine Schürfwunde am Knöchel zu. Im Anschluss bestellte der 
Kläger für seine Familie eine „Jahres-Reise-Karte“, die auch eine Reiserücktrittskostenversi-
cherung beinhaltete. In dieser war Versicherungsschutz für Tod, schweren Unfall und unerwar-
tet schwere Erkrankung vereinbart. Für den Fall einer unerwarteten Verschlechterung einer 
schon bestehenden Krankheit wurde in den Klauseln Versicherungsschutz ausgeschlossen,  
sofern in den letzten sechs Monaten vor Vertragsschluss eine Behandlung wegen der Erkran-
kung erfolgte. Im Januar 2020 musste die Frau des Klägers sich einer stationär durchgeführten 
Hauttransplantation unterziehen, nachdem die Wunde am Knöchel sich im Dezember 2019 infi-
ziert und sich infolgedessen ein Geschwür (Ulkus) entwickelt hatte. Der Kläger hat dann die 
Reise storniert und bei der beklagten Versicherung die ihm berechneten Stornokosten geltend 
gemacht.

Landgericht wies Klage ab
Das LG hatte die Klage abgewiesen, denn die Ehefrau des Klägers sei bei Abschluss der Versi-
cherung aufgrund der Schürfwunde bereits am Knöchel erkrankt gewesen. Zwar sei – so das LG 
– auch eine unerwartete Verschlechterung grundsätzlich versichert. Allerdings sei die Ehefrau 
des Klägers hier vor Abschluss des Versicherungsvertrags bereits am Knöchel behandelt wor-
den, weshalb aufgrund der Vertragsbedingungen kein Anspruch bestehe.

So sah es das Oberlandesgericht
Das OLG hat über die Frage der Behandlung der Ehefrau des Klägers am Knöchel vor Vertrags-
schluss die behandelnden Ärzte als Zeugen vernommen und die Versicherung dann zur Über-
nahme der Stornokosten verurteilt.

Es hat die Kenntnis der Ehefrau des Klägers vom Vorliegen einer Erkrankung bei Vertrags-
schluss abgelehnt. Bei einem Ulkus, das heißt einem – erst durch einen Infekt ausgelösten – 
Substanzdefekt der Haut, handele es sich objektiv um ein ganz anderes Erkrankungsbild als bei 
einer „bloßen“ sturzbedingten Schürfwunde. Dass der Ulkus ohne diese Wunde nicht entstan-
den wäre, ändert nichts daran, dass es zu seiner Entstehung erst einer Infizierung der Wunde 
bedurft habe. Zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses hätten noch keine Anzeichen für eine 
solche Infizierung vorgelegen.

Argumente der Versicherung ohne Erfolg
Ohne Erfolg habe die Versicherung eingewendet, dass die einzelnen Erkrankungsfolgen aus 
dem Sturz der Ehefrau einheitlich betrachtet werden müssten, weil es sich bei dem Sturz um 
einen Schadensfall handele. Aus der maßgeblichen Sicht eines durchschnittlichen Versiche-
rungsnehmers knüpfen die Vertragsbedingungen die Ersatzpflicht der Versicherung nicht an 
den Schadensfall, sondern den Eintritt einer unerwartet schweren Erkrankung. Selbst, wenn 
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Verbraucherrecht

KAUFVERTRAG

Matratze zu hart?
|  Muss der Verkäufer einer Schlafzimmereinrichtung einschließlich Bett und Matratze unauf-
gefordert über den Härtegrad der Matratze aufklären und beraten? Das Amtsgericht (AG) 
Hannover hat diese Frage verneint. Es hat entschieden, dass ein Verkäufer im Grundsatz nur 
dann über den Härtegrad einer Matratze aufklären und beraten muss, wenn der Käufer  
danach fragt.  |

Matratze war Käuferin zu hart: Verkäuferin bot Rabatt an
Die Klägerin kaufte im November 2022 bei der Beklagten eine Schlafzimmereinrichtung ein-
schließlich Bett und Matratze für ihre Tochter, die zuvor für wenige Minuten zur Probe gelegen 
hatte. Im Kaufvertrag war für die Matratze der Härtegrad H5 angegeben. Nachdem die Möbel im 
Januar 2023 geliefert worden waren, empfanden die Klägerin und ihre Tochter die Matratze als 
zu hart. Dies reklamierte die Klägerin bei der Beklagten. Diese bot der Klägerin u.a. einen  
Rabatt auf zwei neue Matratzen an, verweigerte aber eine Rückabwicklung des Kaufvertrags. 
Die Klägerin erklärte daraufhin die Anfechtung des Kaufvertrags wegen arglistiger Täuschung.

Rückabwicklung des Kaufvertrags?
Mit der Klage hatte die Käuferin eine teilweise Rückzahlung des Kaufpreises gegen Rückgabe 
des Bettes nebst Matratze verlangt. Sie meinte, es sei für den Verkäufer klar erkennbar gewe-
sen, dass das Schlafzimmer für ihre Tochter gewesen sei. Für das Gewicht ihrer Tochter sei 
aber ein Härtegrad von H2 angemessen.

Die Verkäuferin hatte vorgetragen, dass die Klägerin keine Beratung gewünscht habe. Sie habe 
es vielmehr sehr eilig gehabt, da sie einen Transporter angemietet habe. Sie habe sich lediglich 
nach einem Rabatt erkundigt, sonst aber keine Fragen gestellt.

So sah es das Amtsgericht
Das AG hat die Klage abgewiesen. Dabei ist das Gericht zu dem Ergebnis gekommen, dass die 
erworbene Matratze nicht mangelhaft war. Denn die Klägerin habe genau das bekommen, was 
vertraglich vereinbart war, nämlich eine Matratze des Härtegrades H5. Zwar habe die Klägerin 
erwartet, dass der Verkäufer sie unaufgefordert berate. Der Verkäufer habe aber keinen Anlass 
gehabt, eingehend über den Härtegrad aufzuklären und zu beraten. Denn die Klägerin habe 
ihre Erwartung einer Beratung nicht geäußert.

Keine Verletzung der Aufklärungspflicht
Zudem sei der Verkäufer erst hinzugezogen worden, als die Klägerin bereits zum Kauf ent-
schlossen gewesen sei. Im Verkaufsgespräch sei es lediglich darum gegangen, die Daten der 
Klägerin aufzunehmen und über den Preis zu verhandeln. Die Tochter der Klägerin habe sich 
nach dem Probeliegen auch nicht über den Härtegrad beschwert. Daher habe der Verkäufer 
auch keine Aufklärungspflicht verletzt, sodass die Klägerin den Vertrag weder anfechten könne 
noch vom Vertrag zurücktreten könne.

QUELLE  |  AG Hannover, Urteil vom 30.1.2024, 510 C 7814/23, PM vom 4.4.2024

man in der Wunde am Bein nach dem Sturz und dem später aufgetretenen Ulkus die gleiche 
Erkrankung sehen wollte, die sich lediglich unerwartet verschlechtert habe, sei hier ein  
Anspruch gegeben. Denn die Vernehmung der behandelnden Ärzte habe nicht ergeben, dass die 
Wunde in den letzten sechs Monaten vor Versicherungsabschluss behandelt worden sei.

QUELLE  |  Schleswig-Holsteinisches OLG, Urteil vom 18.3.2024, 16 U 74/23, PM 1/24
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Verkehrsrecht

VERKEHRSRECHT

AUTORASER

Mit 120 km/h durch die Innenstadt:  
Auto zu Recht sichergestellt
|  Das Verwaltungsgericht (VG) Neustadt a. d. Weinstraße hat in einem Eilverfahren die Sicher-
stellung eines Fahrzeugs nach einem gefährlichen Überholmanöver als rechtmäßig bestä-
tigt.  |

Das war geschehen
Der Antragsteller befuhr eine Straße und beschleunigte sein Fahrzeug sehr stark. Dabei begab 
er sich, ohne zu blinken, auf die Gegenfahrbahn, wo er trotz des Rechtsfahrgebots links an einer 
Verkehrsinsel vorbeifuhr und dann zwei vorausfahrende Pkw überholte. Dabei erreichte er im 
Folgenden eine Geschwindigkeit von ca. 120 km/h bei erlaubten 50 km/h. Er passierte weitere 
fünf Einmündungen, eine Kreuzung sowie zwei Fußgängerwege, Letztere mit einer Geschwin-
digkeit von ca. 110 km/h, bevor er in eine Straße einbog und von den ihm folgenden Polizeibeam-
ten in Zivil einer Verkehrskontrolle unterzogen wurde.

Die an dem Vorfall beteiligten Polizeibeamten stellten im Anschluss an die erfolgte Kontrolle 
des Fahrers das Fahrzeug zur Gefahrenabwehr sicher.

Widerspruch gegen Sicherstellung des Fahrzeugs
Der Antragsteller legte gegen die Sicherstellung Widerspruch ein und beantragte die Heraus-
gabe des Fahrzeugs. Wegen der fehlenden, sog. aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs 
wandte er sich zudem mit einem Eilantrag an das VG.

Sicherstellung nicht zu beanstanden
Dieser hatte keinen Erfolg. Die Sicherstellung sei rechtlich nicht zu beanstanden. Im Zeitpunkt 
der Sicherstellung hätten ausreichende Anhaltspunkte dafür vorgelegen, dass der Antragstel-
ler in allernächster Zeit mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit weitere erhebliche 
Verkehrsverstöße begehen werde.

Dafür spreche zum einen das bereits erheblich verkehrswidrige und rücksichtslose Fahrverhal-
ten des Antragstellers unmittelbar vor der Sicherstellung des Fahrzeugs. Dieses sei von einer 
gravierenden Missachtung verkehrsrechtlicher Regelungen und einer kaum zu überbietenden 
Ignoranz der mit einer um mehr als das Doppelte erhöhten Geschwindigkeit innerorts und noch 
dazu in einem Wohngebiet und an mehreren Fußgängerüberwegen einhergehenden Gefähr-
dung anderer Verkehrsteilnehmer – insbesondere gegen Kollisionen völlig ungeschützten Fuß-
gängern – geprägt gewesen. Einsicht in sein Fehlverhalten habe der Antragsteller nicht gezeigt, 
sondern jegliche Aussage verweigert.

Wiederholungstäter im Straßenverkehr
Zum anderen sei er bereits vor dem streitgegenständlichen Vorfall durch erhebliches verkehrs-
widriges Fahrverhalten aufgefallen. Die Häufigkeit, mit der der Antragsteller Verkehrsverstöße 
begehe, zeige, dass er sich weder von Verkehrsregeln, noch von polizeilichen Ansprachen oder 
Bußgeldbescheiden beeindrucken lasse. Im Gegenteil hätten ihn die bisherigen ordnungsrecht-
lichen Sanktionen nicht davon abgehalten, den zur Sicherstellung des Fahrzeugs zum Anlass 
genommenen, erheblichen Verstoß zu begehen.
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Verkehrsrecht

KOSTENERSTATTUNG

Abschlepp- und Verwahrungskosten  
bei entferntem Fahrzeug
|  Oft werden private Ausfahrten zugeparkt oder der private Parkplatz von anderen unberech-
tigt genutzt. Das störende Fahrzeug muss dann abgeschleppt werden und der Berechtigte 
muss zusehen, wie er etwaig verauslagte Kosten, z. B. Verwahrkosten, erstattet erhält. Hierzu 
hat jetzt der Bundesgerichtshof (BGH) Wissenswertes entschieden.  |

Parken trotz Parkverbots
Der auf den Kläger zugelassene Pkw wurde von dessen Schwester im Innenhof eines privaten 
Gebäudekomplexes abgestellt, der von einer Immobilienverwalterin verwaltet wird. An der  
Hofeinfahrt war ein Parkverbotsschild mit dem Zusatz „gilt im gesamten Innenhof“ angebracht. 
Die Verwalterin beauftragte die Beklagte, das Fahrzeug abzuschleppen, es anschließend zu ver-
wahren und vor Wertminderung sowie unbefugtem Zugriff Dritter zu sichern. Die Beklagte ver-
brachte das Fahrzeug noch am selben Tag auf ihr Firmengelände. Kurz darauf forderte der 
Kläger von der Beklagten schriftlich unter Fristsetzung, das Fahrzeug herauszugeben. Auf das 
Schreiben erfolgte keine Reaktion.

Mit seiner Klage hat der Kläger von der Beklagten zunächst die Herausgabe seines Fahrzeugs 
verlangt. Nach erfolgter Herausgabe während des Prozesses haben die Parteien die Herausga-
beklage übereinstimmend für erledigt erklärt. Gegenstand des Verfahrens war dann nur noch 
die Frage, wer die Standkosten tragen musste.

Herausgabeverlangen: Auf den Zeitpunkt kommt es an
Die Sache ging bis vor den Bundesgerichtshof (BGH). Dieser entschied: Zu erstattungsfähigen 
Kosten für die Entfernung eines unbefugt auf einem Privatgrundstück abgestellten Fahrzeugs 
zählen auch die Kosten, die im Zusammenhang mit der Verwahrung des Fahrzeugs im  
Anschluss an den Abschleppvorgang entstehen. Das gilt aber nur bis zu einem Herausgabever-
langen des Halters.

Es kommt auch ein Anspruch auf Ersatz von Verwahrkosten in Betracht, wenn der das Fahrzeug 
herausverlangende Halter nicht bereit ist, im Gegenzug die für das Abschleppen und die Ver-
wahrung angefallenen ortsüblichen Kosten zu zahlen und der Abschleppunternehmer darauf-
hin die Herausgabe des Fahrzeugs verweigert, sodass der Halter in Annahmeverzug gerät.

QUELLE  |  BGH, Urteil vom 17.11.2023, V ZR 192/22, Abruf-Nr. 238584 unter www.iww.de

Rücksichtslos und unbelehrbar
Die handelnden Polizeibeamten hätten daher zu Recht annehmen dürfen, dass es sich bei dem 
Antragsteller um einen rücksichtslosen Verkehrsteilnehmer sowie eine unbelehrbare Person 
handelte und damit die konkrete Gefahr der Wiederholung erheblicher Verkehrsverstöße  
bestanden habe. Aufgrund der besonderen Sachlage und des fehlenden Einsichtsvermögens 
hätten sie nach dem Anhalten des Antragstellers daher vom Fortbestehen der Gefahrenlage 
ausgehen und das Fahrzeug sicherstellen dürfen.

QUELLE  |  VG Neustadt, Beschluss vom 18.3.2024, 5 L 193/24.NW, PM 5/24



MONATSRUNDSCHREIBEN� 09-2024

Verkehrsrecht

VERKEHRSUNFALL

Fahrer des Kfz muss gegenüber der Kasko-Versicherung 
keine Angaben machen
|  In der Kasko-Versicherung ist der Fahrer eines Kfz nicht mitversichert. Er ist folglich wie 
ein beliebiger Dritter zu behandeln. So entschied es das Oberlandesgericht (OLG) Dresden.  |

Es ging um einen Verkehrsunfall. Die entscheidende Frage war, ob der Beklagte, ein Fahrer in 
einem Tiefbauunternehmen, seine Pflichten aus dem Versicherungsvertrag verletzt hatte,  
indem er das Schadensereignis nicht unverzüglich angezeigt und sich nicht vollständig erklärt 
hatte. Ihm wurde vom Kläger vorgeworfen, er habe zudem den Unfallort entgegen seiner Ver-
pflichtung verlassen, um die erforderlichen Feststellungen zu ermöglichen. Insbesondere kön-
ne nun nicht mehr nachvollzogen werden, ob der Beklagte unter Alkoholeinfluss gestanden 
habe. Der Versicherer habe keine Feststellungen – auch zum Schadensumfang – treffen kön-
nen.

Das OLG: Anders, als in der Haftpflichtversicherung, ist der angestellte Fahrer keine mitversi-
cherte Person. Das beruht darauf, dass er kein eigenes Sachinteresse hat.

Die Folge: Der Fahrer war gegenüber dem Versicherer zu keinen Angaben verpflichtet.

Es kommt hinzu, dass der Fahrer weder am Abschluss des Versicherungsvertrags mitgewirkt 
hat noch sonstige Kenntnis von dessen Inhalt hatte. Es würde dem Grundsatz der Privatautono-
mie widersprechen, ihm unter diesen Umständen vertragliche Obliegenheiten aufzuerlegen.

QUELLE  |  OLG Dresden, Urteil vom 21.8.2023, 4 U 476/23, Abruf-Nr. 238144 unter www.iww.de

WERTMINDERUNG

Wenn das Fahrzeug vor dem Unfall bereits verkauft war
|  War das aktuell verunfallte Fahrzeug bereits vor dem Unfall verkauft mit der Maßgabe, dass 
es bei Lieferung des unfallunabhängig bestellten neuen Fahrzeugs übergeben wird, kann die 
Wertminderung auch aufgrund des konkreten Verkaufsverlustes bestimmt werden. So ent-
schied es das Amtsgericht (AG) Rheinbach.  |

 
Käufer trat zu Recht vom Kauf zurück
Der Käufer war berechtigt, vom Kauf zurückgetreten, denn er hat ein unfallfreies Fahrzeug  
gekauft, das der Verkäufer jetzt nicht mehr liefern kann. Der ersatzweise getätigte Verkauf nach 
der Instandsetzung brachte 4.000 Euro weniger ein.

Entgangener Gewinn
Diesen Differenzbetrag hat das AG unter dem Gesichtspunkt des entgangenen Gewinns zuge-
sprochen. Es hat allerdings 150 Euro abgezogen, die der Versicherer bereits als Wertminderung 
erstattet hatte.

QUELLE  |  AG Rheinbach, Urteil vom 25.1.2024, 5 C 73/23, Abruf-Nr. 240251 unter www.iww.de



ABSCHLIESSENDE HINWEISE

Berechnung der Verzugszinsen
|  Für die Berechnung der Verzugszinsen ist seit dem 1. Januar 2002 der Basiszinssatz nach 
§ 247 BGB anzuwenden. Seine Höhe wird jeweils zum 1. Januar und 1. Juli eines Jahres neu 
bestimmt. Er ist an die Stelle des Basiszinssatzes nach dem Diskontsatz-Überleitungsgesetz 
(DÜG) getreten.  |

Der Basiszinssatz für die Zeit vom 1. Juli 2024 bis zum 31. Dezember 2024 beträgt 3,37 Prozent. 
Damit ergeben sich folgende Verzugszinsen:

	� für Verbraucher (§ 288 Abs. 1 BGB): 8,37 Prozent
	� für den unternehmerischen Geschäftsverkehr (§ 288 Abs. 2 BGB): 12,37 Prozent*

* für Schuldverhältnisse, die vor dem 29.7.2014 entstanden sind: 11,37 Prozent.

Nachfolgend ein Überblick zur Berechnung von Verzugszinsen (Basiszinssätze).

ÜBERSICHT /    Basiszinssätze
Zeitraum Zinssatz
01.01.2024 bis 30.06.2024 3,62 Prozent
01.07.2023 bis 31.12.2023 3,12 Prozent
01.01.2023 bis 30.06.2023 1,62 Prozent
01.07.2022 bis 31.12.2022 -0,88 Prozent
01.01.2022 bis 30.06.2022 -0,88 Prozent
01.07.2021 bis 31.12.2021 -0,88 Prozent
01.01.2021 bis 30.06.2021 -0,88 Prozent
01.07.2020 bis 31.12.2020 -0,88 Prozent
01.01.2020 bis 30.06.2020 -0,88 Prozent
01.07.2019 bis 31.12.2019 -0,88 Prozent
01.01.2019 bis 30.06.2019 -0,88 Prozent
01.07.2018 bis 31.12.2018 -0,88 Prozent
01.01.2018 bis 30.06.2018 -0,88 Prozent
01.07.2017 bis 31.12.2017 -0,88 Prozent
01.01.2017 bis 30.06.2017 -0,88 Prozent
01.07.2016 bis 31.12.2016 -0,88 Prozent
01.01.2016 bis 30.06.2016 -0,83 Prozent
01.07.2015 bis 31.12.2015 -0,83 Prozent
01.01.2015 bis 30.06.2015 -0,83 Prozent
01.07.2014 bis 31.12.2014 -0,73 Prozent
01.01.2014 bis 30.06.2014 -0,63 Prozent
01.07.2013 bis 31.12.2013 -0,38 Prozent
01.01.2013 bis 30.06.2013 -0,13 Prozent
01.07.2012 bis 31.12.2012 0,12 Prozent
01.01.2012 bis 30.06.2012 0,12 Prozent
01.07.2011 bis 31.12.2011 0,37 Prozent
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Steuern und Beiträge  
Sozialversicherung:  
Fälligkeitstermine in 09/2024
|  Im Monat September 2024 sollten Sie insbesondere folgende Fälligkeitstermine beachten:  |

Steuertermine (Fälligkeit):
	� Umsatzsteuer (Monatszahler): 10.9.2024

	� Lohnsteuer (Monatszahler): 10.9.2024

	� Einkommensteuer (vierteljährlich): 10.9.2024

	� Kirchensteuer (vierteljährlich): 10.9.2024

	� Körperschaftsteuer (vierteljährlich): 10.9.2024

Bei einer Scheckzahlung muss der Scheck dem Finanzamt spätestens drei Tage vor dem Fällig-
keitstermin vorliegen.

Beachten Sie  |  Die für alle Steuern geltende dreitägige Zahlungsschonfrist bei einer verspäte-
ten Zahlung durch Überweisung endet am 13.09.2024. Es wird an dieser Stelle nochmals darauf 
hingewiesen, dass diese Zahlungsschonfrist ausdrücklich nicht für Zahlung per Scheck gilt.

Beiträge Sozialversicherung (Fälligkeit):
Sozialversicherungsbeiträge sind spätestens am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden  
Monats fällig, für den Beitragsmonat September 2024 am 26.09.2024.


